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25. o. Fachverbandstagung der wirtschaftswissenschaftlichen 

Fachschaften „ P. 1.. - 19. J.. in Münster) 

Folgende Resolutionen wti:rd.en verc1.bschiedeL 
1) Zum Wissenschaftsbegriff: der Wirtschb.ftswissPnschafte~. 

Die Wirtschaftswissenschä.:ff übernimmt die Hc:l.ndlungsm8.ximen des 
k21.pihlistischen Systems. Dam:i.t offenbart sich ihr· ideologischer Cha­
rakter, da sie diese Maximen nicht auf ihre gesellschaftlichen Aus­
wirkungen hin überprüft. Somit akzeptiE-rt siP kritiklos die in den 
Prämissen des Systems enthd.ltenen Vorstellungen, obwohl sie als . 
positivistische Wisse-nschaft vorgibt. wertfrei zu arbeiten, 
Sie beschränkt sich darauf , durch Vermittlung von technisch verwert­
barem Wissen die Effizienz der k::1.pit8.listischen W:'..rtschaft zu steigern. 
Damit verschleiert sie ge sellscha_+'tliche Widersprüche und dient einzig 
der Reproduktion des Bestehenden l::,z,w, der Verfestigung der in diesem 
System herrschend(i>.n Interessen. Sie wird zur Rechtfertigunslehre. 
Wir sind der. Ansitht, daß Wissenschaft nicht die Interessen einer 
herrschenden Minderheit O sondern die der Gi-:csr:1.mtgesellschäft vertreten 
muß.· 
Diesen Anspruch kann sie nur verwirkliche11.:, indem sie die gegenwärtigen 
Verhältnisse systematisch in Frage stellt und Handlungsmaximen als 
irrational entlarvt, die sich nur ':Ln der Forderung nc:1.ch wirtschaftlicher 
Effektivität, nicht aber ::1.n der Emanzi1-:;1.tion und Aufklärung der Individuen 
orientieren. 

2) _Zum praktischen Vorgebe-'1:.:_ 
Der Fachverb:::1.nd fordert die StudierendPr:. der Wirtsch::1.ftswissenschaften auf 
in die allgern.eine Auseinandersetzung über den kritischen Wirtschaftsbe­
griff und die direkte Kritik der herrschenden Lehre einzusetzen: 
a) durch Selb storganisd.tion kritischer S-c·".rlind.rveranstaltungen; 
b) durch Arbeitskreise p::i.rc:1.llel zu Lehrver1nsLJtungen, die sich kritisch· 

mit angebotenen Lehrinhc1.lten beschäftigen; 
C) durch Hineintr:igen von kritischer Diskussion in Vorlesung""'n und Seminare. 

3) Zur studentischen Mitbestir.innung: 
Wir fordern eine Mitbestimmung, dir.=e eine gleichberechtigte Einflußnahme der 
Lehrenden und Lernenden in dllen Bc-,,reichen de1~ LE:hre und Forschung an 
der Universität sichert, 



Dies würde zusanunen rnit der ebenfalls geforderten Öffentlichkeit der 
Entscheidungsgremien zu einer Transparenz der Entscheidungsstrukturen 
und der Verhinderung der Majorisierung durch eine Gruppe führen. 
Als Übergansregelung wird empfohlen , sich auf Forderungen nach 
Drittelparität_ Öffentlichkeit und Wegfall von Vegativkatalogen zu konzen­
trieren. Die Zahl der Vertreter und die Frage des Stimmrechts erscheinen 
jedoch unwesentlich solange dadurch kein wirklicher Einfluß auf die 
Entscheidungen der Grmien erreicht werden kann. Der studentische Kampf 
um Aufdeckung und Veränderung der universitären Herrschaftsstrukturen 
ist zentraler Ansatz, um durch Basisarbeit in der Studentenschaft eine 
Demokratisierung der Universität zu erreichen. 
Geeignete, direkte Aktionen werden als Mittel zur Durchsetzung unserer 
Forderungen ausdrücklich anerkannt. (Einstimmig). 

4) Zu Prüfungen: 
Die bestehenden Prüfungssysteme , die sich in einem bloßen, unwissen­
schaftlichen Faktenabfragen äußern, stellen eine Form des repressiven 
Leistungsnachweises dar. Sie ersticken damit alle Ansätze im Keime neue 
Formen des wissenschaftlichen Arbeitens zu entwickeln. 
Die Fähigkeit eines Studenten, sich nüt einem unüberschaubaren Wust 
tradierter Lehrinhalte vollzupfropfen wird als "wissenschaftliche Qualifi­
kation" bezeichnet. Diese k1nn aber nur durch den Nachweis der Befähigung 
zu wissenschaftlichem Arbeiten erbracht werden. Die Prüfungsverfahren 
sind daher in den Prozeß des wissenschaftlichen Lernens und Arbeitens zu 
integrieren. 
Daneben haben die Prüfungen stärker die Funktion der Möglichkeit zur 
Selbstkontrolle zu sichern. P .üfungen haben das Prinzip der Selbstverant­
wortung (sich selber m1d der G sellschaft gegenüber) als Postulat der 

e 
Demokratie zu berücksichtigen. 
Nach den aufgeführten Grundsätzen lehnt der Fachverband Wirtschaftswissen­
schaften die Rahmenprüfungsordnung der Kultusministerkonferenz entschie­
den ab. 
Wir fordern daher die Zurückziehung dieses Entwurfs, um eine weitere 
Diskussion über das Verhältnis Studium und Prüfungen ohne Zeitdruck 
zu erinöglichen. 

5) Zmn Numerus Clausus: 
Die 25. o. FVT. wendet sich gegen die Einführung eines numerus clausus, 
mit dem die staatl. Hochschulpolitik versucht, das Problem der anwachsen­
den Zahl der Studienanfänger zu lösen. 
Unter nmnerus clausus kann nicht nur eine reine Immatrikulationsbe­
schränkung (durch Eignungsprüfungen, Zensuren-Standards etc.) verstanden 
werden_ sondern auch Selektion durch Zwischenprüfung und eine Beschrän­
kung der Studienzeiten ( Zwangsexmatrikulation). 
Die Offensichtliche Fehlplanung versucht man zu vertuschen. Als Grund 
für die Einschränkung werden ''Fersonalbedarfsforderungen"angeführt, die 
den heutigen Ausstoß an Studenten für ausreichend (und teilweise heute schon 
für zu boch) halten und damit kurzfristigen Profitinteressen der Industire 
Rechnung tragen. Mit dieser Argumentation wird offenbar, daß Bildung und 
Wissenschaft nur unter dein Gesichtspunkt ökono1nischer Partikularinteressen 
betrachtet werden. 
Weder wird dem Grundrecht auf Bildung entsprochen, noch den ökonomischen 
Interessen der Gesamtgesellschaft Rechnung getragen. 




